
GERICHT FÜR DEN ÖFFENTLICHEN DIENST 

Klage, eingereicht am 6. Mai 2010 — Costa/Kommission 

(Rechtssache F-26/10) 

(2010/C 179/100) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Kläger: Antonino Costa (Thionville, Frankreich) (Prozessbevoll­
mächtigte: Rechtsanwälte L. Levi und M. Vandenbussche) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Streitgegenstand und Beschreibung des Rechtsstreits 

Aufhebung der Entscheidung, den Kläger vom Beförderungsver­
fahren 2009 auszuschließen, und Verurteilung der Beklagten zur 
Zahlung eines Betrags als Ersatz für den immateriellen Schaden 

Anträge 

Der Kläger beantragt, 

— die ihm am 22. November 2009 zur Kenntnis gelangte 
Entscheidung der Anstellungsbehörde, ihn vom Beför­
derungsverfahren 2009 auszuschließen, aufzuheben; 

— soweit erforderlich, die Entscheidung vom 27. Januar 2010 
über die Zurückweisung der Beschwerde aufzuheben; 

— die Beklagte zu verpflichten, das Beförderungsverfahren 
2009 ordnungsgemäß unter Einbeziehung des Klägers er­
neut durchzuführen; 

— die Beklagte zur Zahlung von 25 000 Euro als Ersatz für 
den immateriellen Schaden zu verurteilen; 

— der Europäischen Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klage, eingereicht am 5. Mai 2010 — Begue u. a./ 
Kommission 

(Rechtssache F-27/10) 

(2010/C 179/101) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Kläger: Christian Begue (Marcy, Frankreich) u. a. (Prozessbevoll­
mächtigter: Rechtsanwalt A. Woimant) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Streitgegenstand und Beschreibung des Rechtsstreits 

Aufhebung der Entscheidung, mit der den Klägern die rückwir­
kende Auszahlung der Vergütung für Arbeitsbereitschaft nach 
Art. 56b des Statuts verweigert wurde 

Anträge 

Die Kläger beantragten, 

— die Entscheidung (Nr. R/467/09) der zum Abschluss von 
Dienstverträgen ermächtigten Behörde aufzuheben, mit der 
die „Beschwerden“ der Kläger gegen die ablehnende Ent­
scheidung vom 3. September 2009 betreffend den Antrag 
auf rückwirkende Auszahlung der Vergütung für Arbeits­
bereitschaft nach Art. 56b des Beamtenstatuts zurückgewie­
sen wurden; 

— der Europäischen Kommission die Kosten aufzuerlegen.

 

(Rechtssache F-28/10) 

(2010/C 179/102) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien

 

Beklagte: Europäische Kommission
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___________
(*) Information im Rahmen des Schutzes personenbezogener bzw. 

vertraulicher Daten entfernt oder ersetzt.

Klage, eingereicht am 7. Mai 2010 — VE (*)/Kommission

Kläger: VE (*) (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt L. Vogel)


